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2. Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unterneh­
men eines Vertragstaates im anderen Vertragstaat hat, darf 
im anderen Vertragstaat nicht ungünstiger sein als die Be­
steuerung von Unternehmen des anderen Vertragstaates, die 
die gleiche Tätigkeit ausüben. Die Bestimmungen dieses Ab­
satzes sind nicht so auszulegen, als verpflichten sie einen Ver­
tragstaat, den im anderen Vertragstaat ansässigen Personen 
Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und -ermäßigungen auf 
Grund des Familienstandes oder der Familienlasten zu ge­
währen, die er seinen ansässigen Personen gewährt:

3. Sofern nicht Artikel 9, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 
Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und 
andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragstaates 
an eine im anderen Vertragstaat ansässige Person zahlt, bei 
der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unter­
nehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an 
eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug zu­
zulassen.

4. Unternehmen eines Vertragstaates, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen 
Vertragstaat ansässigen Person oder mehreren solchen ge­
hört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenann­
ten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängen­
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder be­
lastender ist als die Besteuerung und die damit zusammen­
hängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unter­
nehmen des erstgenannten Staates unterworfen sind oder un­
terworfen werden können.

5. Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung.

Artikel 25 
Verständigungsverfahren

1. Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines 
Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkom­
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem 
innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechts­
mittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragstaates, 
in dem sie ansässig ist," oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 
Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen Behörde des Vertrag­
staates unterbreiten, dessen Staatsbürger sie ist. Der Fall 
muß innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung 
der Maßnahmen unterbreitet werden, die zu einer dem Ab­
kommen nicht entsprechenden Besteuerung führen.

2. Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begrün­
det und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende Lö­
sung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall 
durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des ande­
ren Vertragstaates so zu regeln, daß eine den Bestimmungen 
dieses Abkommens nicht entsprechende Besteuerung vermie­
den wird. Die VerstäncTigungsregelung ist ungeachtet der' 
Fristen des innerstaatlichen Rechts der Vertragstaaten durch­
zuführen.

3. Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus­
legung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in ge­
genseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch 
gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht be­
handelt sind.

4. Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten können 
zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der Absätze 2 
und 3 unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint es zur 
Herbeiführung einer Einigung ratsam, so können sich Ver­
treter der zuständigen Behörden der Vertragstaaten zu einem 
mündlichen Meinungsaustausch treffen.

Artikel 26 
Informationsaustausch

1. Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten tauschen 
'die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkom­

mens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragstaaten 
hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern er­
forderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Be­
steuerung nicht dem Abkommen widerspricht, insbesondere 
in bezug auf die Verhinderung der Steuerhinterziehung oder 
Steuerflucht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 
nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die ein Vertragstaat 
erhalten hat, sind geheimzuhalten und dürfen nur den Per­
sonen oder Behörden (einschließlich der Gerichte und der 
Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit 
der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder 
Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln 
hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern be­
faßt sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Informa­
tionen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die In­
formationen in öffentlichen Gerichtsverfahren oder in Ge­
richtsentscheidungen offenlegen.

2. Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 
Vertragstaat:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses oder des 
anderen Vertragstaates ab weichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder 
im üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des an­
deren Vertragstaates nicht beschafft werden können;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsver­
fahren preisgeben würden oder deren Erteilung der öf­
fentlichen Ordnung (ordre public) widerspräche.

Artikel 27 
Diplomaten und Konsularbeamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Diplomaten und Konsularbeamten nach den allge­
meinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer 
Übereinkünfte zustehen.

Artikel 28 
Inkrafttreten

1. Dieses Abkommen tritt am dreißigsten Tag nach Aus­
tausch der diplomatischen Noten in Kraft, die den Abschluß 
der für das Inkrafttreten in jedem Vertragstaat erforderli­
chen innerstaatlichen Rechtsverfahren anzeigen.

2. Die Bestimmungen des Abkommens finden Anwendung 
auf Steuern, die für die am oder nach dem 1. Januar 1988 be- - 
ginnenden S teuerjahre erhoben werden.

Artikel 29 
Kündigung

Dieses Abkommen wird für unbestimmte Dauer abge­
schlossen. Jeder Vertragstaat kann das Abkommen durch 
schriftliche Mitteilung auf diplomatischem Weg nach fünf 
Jahren nach seinem Inkrafttreten, jedoch nicht später als am 
30. Juni des laufenden Kalenderjahres, kündigen.

In diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr auf die Steu­
ern anzuwenden, die in den am oder nach dem 1. Januar be­
ginnenden Steuerjahren nach Erhalt der Kündigung erhoben 
werden.

Zu Urkund dessen haben die gehörig bevollmächtigten Un­
terzeichneten dieses Abkommen unterschrieben.

- Ausgefertigt in zwei Originalen in Berlin am 8. Juni 1987 
in Deutsch, Chinesisch und Englisch, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen gültig ist. Bei unterschiedlicher Auslegung ist 
der englische Text maßgebend.
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